
das materielle Recht gesicherte Ausbeutung zu reali­
sieren.

Die wichtigste Funktion der Zwangsvollstreckung im 
Verhältnis der Kapitalisten untereinander ist die 
Realisierung des Mehrwerts durch den Warenprodu­
zenten gegenüber dem säumigen Käufer. In Zeiten der 
kapitalistischen Krise widerspiegeln die zahlreichen 
Vollstreckungen aus Forderungen wegen Warenliefe­
rungen und die vielen hieraus folgenden Konkurse die 
Anarchie der kapitalistischen Wirtschaft. Die kapita­
listische Überproduktionskrise erfordert zu ihrer Über­
windung die Beseitigung der umfangreichen Lager­
bestände an Erzeugnissen. Soweit diese deshalb nicht 
in natura vernichtet werden, ist die Konsumtion dieser 
Bestände nur auf dem Wege eines Verkaufs zu bedeu­
tend herabgesetzten Preisen möglich. Dem dient die 
Zwangsversteigerung, die dazu bestimmt ist, die Über­
einstimmung zwischen Angebot und Nachfrage wieder­
herzustellen. Deshalb ist die Versteigerung ganzer 
Läger, oft in Gestalt der Konkursmasse, eine typische 
Erscheinung der kapitalistischen Krise.

Im Imperialismus zeigt die Zwangsvollstreckung be­
sonders die Auswirkung des kapitalistischen Wolfs­
gesetzes, daß die Großen die Kleinen fressen. Die 
Zwangsvollstreckung dient den Interessen des wirt­
schaftlich stärkeren Gläubigers gegen den wirtschaft­
lich schwächeren Schuldner. Sie ist ein Mittel, um den 
wirtschaftlich Schwächeren zu liquidieren, und gestattet 
den großen Unternehmen und Banken, die mittleren 
und kleinen Unternehmen ebenso zu vernichten wie 
die mittleren und kleineren Landwirte. Deshalb ist es 
nicht verwunderlich, daß sich die Anarchie der kapi­
talistischen Wirtschaft in der Zwangsvollstreckung 
darin zeigt, daß die Schuldner bemüht sind, die Voll­
streckung mit allen möglichen Mitteln zu vereiteln. 
Hierfür werden immer neue Methoden erfunden, die 
besonders in Zeiten der Krise dem Erfindungsgeist der 
Rechtsanwälte weiten Spielraum gewähren: Sicherungs­
übereignungen, Scheinabtretungen, Übertragung des 
Handelsgeschäftes an die Ehefrau oder die — oft noch 
minderjährigen — Kinder des Schuldners. Selbst die 
Mittel der Zwangsvollstreckung werden hierzu benutzt. 
So war es gar nicht selten, daß ein Schuldner die von 
einem hilfsbereiten Dritten erhobene Scheinforderung 
im Prozeß anerkannte und aus dem Anerkenntnisurteil 
gegen sich pfänden ließ, um die Pfändung der auf diese 
Weise beschlagnahmten Gegenstände durch andere 
Gläubiger zu verhindern. Je schärfer in den Jahren seit 
1929 die Krise wurde, um so mehr brachte jede Zwangs­
vollstreckung eine Reihe von Prozessen mit sich, mit 
denen vollstreckungsvereitelnde Rechtshandlungen des 
Schuldners angefochten werden mußten. Die Kunst der 
Schuldner, Vollstreckungsmaßnahmen zu eigenem Vor­
teil auszunutzen, ging so weit, daß sie sich geradezu 
zum „Geschäft“ entwickelte. Man ließ als Gesellschafter 
eine GmbH in Konkurs gehen, kaufte selbst oder durch 
einen Dritten die Waren und Maschinen billig aus der 
Konkursmasse und eröffnete damit preiswert ein neues 
Unternehmen.

II
Die Gesetzlichkeit der Zwangsvollstreckung besteht 

darin, daß die im Prozeß ergangenen Urteile schnell 
und ohne Einschränkung realisiert werden. Selbstver­
ständlich dient im kapitalistischen Staat die Gesetzlich­
keit der Zwangsvollstreckung dem Kapitalisten. Aber 
auch auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung zeigte 
sich die Auflösung der Gesetzlichkeit, die sich darin 
äußert, daß die Realisierung der Urteile verhindert 
wird. Und auch auf dem Gebiet der Zwangsvollstrek­
kung ist festzustellen, daß die Gesetzlichkeit deshalb 
zur Auflösung kommt, weil sie den Interessen der be­
stimmenden Schicht innerhalb der herrschenden Klasse, 
den Monopolkapitalisten, nicht mehr entspricht.

Das im Imperialismus verstärkt wirkende kapita­
listische Gesetz, wonach die Reichen immer reicher und 
die Armen immer ärmer werden, führt zur Liquidie­
rung des gewerblichen Mittelstandes und der Mittel­
und Kleinbauern. Hinzu kommt, daß die permanente 
Agrarkrise im Rahmen der allgemeinen Krise des Kapi­
talismus die Widersprüche zwischen Industrie und 
Landwirtschaft verschärft und zu einem allgemeinen 
wirtschaftlichen Verfall in der Landwirtschaft führt. 
Die in den Krisenjahren seit 1929 hierdurch verstärkt

ausgelöste, dem Kapitalismus drohende „Gefahr“ einer 
allgemeinen Proletarisierung widersprach zu einem 
großen Teil den Interessen des deutschen Monopol­
kapitals, das sich das Ziel der gewaltsamen Beherr­
schung der Welt gestellt hatte und sowohl für den in 
Aussicht stehenden Krieg als auch für den Fall einer 
Autarkie Deutschlands diese Schichten der Bevölkerung 
nicht entbehren konnte: Beginnend mit dem Jahre 1931, 
kommt es deshalb zur Schaffung eines Rechtsinstituts, 
das bis dahin dem deutschen Recht nicht bekannt war: 
des Vollstreckungsschutzes. Zwangsversteigerungen in 
landwirtschaftliche Grundstücke und in bewegliche 
Gegenstände des landwirtschaftlichen Betriebes sowie 
in den Hausrat dürfen nicht mehr durchgeführt werden. 
Dieser Schutz wird auf Pächter ausgedehnt. Diese Stüt­
zung der Landwirtschaft erfolgt aber nicht mit staat­
lichen Mitteln, sondern auf Kosten der privaten Gläu­
biger, die in erster Linie im Handel zu suchen waren 
(Saatgut, Dünger, landwirtschaftliche Maschinen). Daß 
das Großkapital selbst keine Mittel hier aufzubringen 
bereit war, folgt aus den beiden Ausführungsverord­
nungen vom 14. Februar und 14. März 1933, wonach die 
Zwangsversteigerung zulässig bleibt, wenn der Schuld­
ner mit Jahresleistungen auf erststellige Hypotheken 
in Rückstand kommt. Die Interessen der Großbanken 
und der „öffentlichen Hand“ blieben gewahrt.

Schließlich wird die Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung von Grundstücken aller Art weit­
gehend eingeschränkt. Der Schuldner selbst ist zum 
Zwangsverwalter zu bestellen, und er kann dem Be­
trieb zunächst die Mittel entnehmen, die zur Befriedi­
gung seiner und seiner Familie Bedürfnisse erforderlich 
sind.

Durch das Gesetz vom 26. Mai 1933 wird die Voll­
streckungsmöglichkeit gegen den gewerblichen Mittel­
stand weitgehend eingeschränkt.

Der Klasseninhalt dieser Vollstreckungsschutzmaß- 
nahmen wird auch dadurch gekennzeichnet, daß die 
Pfändung in Privateigentum weitgehend beschränkt 
wird, nicht jedoch in den Arbeitslohn. Hier ist bezeich­
nenderweise eine entgegengesetzte Entwicklung fest­
zustellen. Während schon durch die Notverordnung vom
14. Juni 1932 die Pfändungsgrenze von 190 RM auf 
165 RM monatlich herabgesetzt wurde, wird sie durch 
das Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die 
Zwangsvollstreckung vom 24. Oktober 1934 weiter auf 
150 RM monatlich ermäßigt.

Bereits im Entwurf einer ZPO von 1931 war für die 
Zwangsvollstreckung eine allgemeine Härteklausel vor­
gesehen (§ 872), und diese wird durch das Gesetz vom
13. Dezember 1934 zur Verhütung mißbräuchlicher Aus­
nutzung von Vollstreckungsmöglichkeiten nunmehr zum 
allgemeinen gesetzlichen Prinzip. Die Bestimmung wird 
schließlich zu dem bekannten Artikel 6 der Schutzver­
ordnung von 1943.

Das Mißbrauchgesetz von 1934 und die Schutzverord­
nung von 1943 sind die gesetzlichen Maßnahmen zur 
Auflösung der bürgerlichen Gesetzlichkeit in der 
Zwangsvollstreckung, eine Erscheinungsform der dia­
lektischen Einheit der Widersprüche im Imperialismus: 
Das Gesetz negiert die Gesetzlichkeit.

Im Ergebnis bedeutet dieser Vollstreckungsschutz für 
Geldschulden die Aufhebung der Vorschrift des § 279 
BGB, wonach der Schuldner sein Unvermögen zur 
Leistung auch ohne Verschulden zu vertreten hat, so­
lange die Leistung der Gattung nach möglich ist. § 279 
ist eine der wichtigsten Rechtsvorschriften für die kapi­
talistische Warenwirtschaft. Der Käufer kann die Zah­
lung des Kaufpreises nicht verweigern mit der Begrün­
dung, daß er — sei es auch unverschuldet — nicht die 
erforderlichen Geldmittel habe. Die reibungslose Um­
wandlung des Warenkapitals in Geldkapital benötigt 
diese Bestimmung. Das Recht des imperialistischen 
Staates beseitigt zwar nicht die positive Bestimmung 
des materiellen Rechts, .wohl aber weitgehend die Mög­
lichkeit der Realisierung durch die Regelung der 
Zwangsvollstreckung. In der weiteren Entwicklung des 
faschistischen Rechts in Deutschland trat an die Stelle 
des so beseitigten zivilrechtlichen Zwanges der organi­
satorische Zwang der Fachgruppe und ähnlicher 
Zwangszusammenschlüsse, die durch das Monopol­
kapital geleitet und kontrolliert werden.
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